
(2) Die vermögensrechtlichen Angelegenheiten sind durch die Mitglieder ge­
meinschaftlich oder durch bevollmächtigte Vertreter zu regeln.
(3) Reicht das gemeinschaftliche Eigentum zur Erfüllung bestehender Verbind­
lichkeiten nicht aus, sind die Mitglieder verpflichtet, zu gleichen Teilen den Fehl­
betrag zu erstatten.
(4) Das nach Erfüllung aller Verbindlichkeiten verbleibende gemeinschaftliche 
Eigentum ist wertgemäß zu gleichen Teilen an die Mitgliederzu verteilen, soweit 
die Festlegungen im Statut oder der Vereinbarung der Mitglieder nichts anderes 
vorsehen.

Verbot einer Vereinigung 

§19
(1) Das Verbot einer Vereinigung kann nur im Ergebnis eines gerichtlichen Ver­
fahrens ausgesprochen werden.
(2) Anträge auf Verbot einer Vereinigung können der Minister für Innere Angele­
genheiten, der Generalstaatsanwalt der DDR, das Mitglied des Rates des Bezir­
kes für Innere Angelegenheiten und der Staatsanwalt des Bezirkes stellen.
(3) 'Über das Verbot einer Vereinigung oder die Untersagung bestimmter Tätig­
keiten oder Aktivitäten entscheidet das für den Sitz der Vereinigung zuständige 
Bezirksgericht in 1. Instanz. Für das Verfahren gilt die Zivilprozeßordnung ent­
sprechend.

§20
(1) Wird eine Vereinigung gemäß § 19 verboten, ist sie unverzüglich aufzulösen. 
Die zur Auflösung erforderlichen Maßnahmen sind durch das für den Sitz der 
Vereinigung zuständige staatliche Organ wahrzunehmen. Die Registrierung im 
Vereinigungsregister ist zu löschen.
(2) Das Vermögen einer verbotenen Vereinigung fällt an den Haushalt des zu­
ständigen Organs.

§21
Gemeinnützige Vereinigungen
(1) Eine rechtsfähige Vereinigung kann als Gemeinnützige Vereinigung anner- 
kannt werden. Voraussetzung dafür ist, daß ihre Ziele, Aufgaben und Ergebnisse 
auf die Wahrung und Verwirklichung insbesondere humanistischer, sozialer, kul­
tureller oder ökologischer Interessen der Bürger gerichtet sind.
(2) Über die Anerkennung entscheidet das Präsidium der Volkskammer für Ver­
einigungen mit gesamtgesellschaftlichem Tätigkeitsbereich. Über die Vereini­
gungen mit territorialem Tätigkeitsbereich (Bezirk, Kreis, Stadt, Gemeinde) ent­
scheiden die zuständigen Volksvertretungen.
(3) Mit der Anerkennung entsteht nach den geltenden steuerlichen Rechtsvor­
schriften Anspruch auf steuerliche Vergünstigungen und finanzielle Unter­
stützung aus öffentlichen Mitteln. Über die Höhe wird mit dem jährlichen Haus­
haltsplan entschieden.
(4) Über die Verwendung der finanziellen Unterstützung aus öffentlichen Mitteln 
ist dem Präsidium der Volkskammer bzw. den zuständigen Volksvertretungen 
jährlich zum 31. März ein Finanzbericht über das vorangegangene Jahr einzurei-
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